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Bericht  des Petitionsausschusses Nr. 20 vom 21. November 2000

Der Petitionsausschuss hat am 21. November 2000 die nachstehend aufgeführten
acht Eingaben abschließend beraten. Der Ausschuss bittet, die Stadtbürgerschaft
möge über die Petitionen wie empfohlen beschließen.

Silke Striezel
(Vorsitzende)

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben für erledigt zu erklären:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung
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Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben für erledigt zu erklären, da sie nicht ab-
hilfefähig sind:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

Angesichts der örtlichen Verhältnisse,
auch  im  Hinblick  auf  die  Entfernung
des Standortes zum Wohnhaus des Pe-
tenten, halten sich die Lärmimmissio-
nen im Rahmen dessen, was ein Grund-
stückseigentümer aufgrund der Sozial-
bindung  seines  Eigentums  hinzuneh-
men und nach Maßgabe des § 906 BGB,
der analog auch auf Abwehransprüche
von  Privatpersonen  gegenüber  Maß-
nahmen der öffentlichen Hand Anwen-
dung findet, zu dulden hat. Der Petent
wird durch den Wertstoffsammelplatz
nicht unzumutbar beinträchtigt. Diese
Feststellungen  sind  in  einem  rechts-
kräftigen Widerspruchsbescheid getrof-
fen worden.

Die in der Petition genannte türkische
Familie   hat   in   der   Bundesrepublik
Deutschland  erfolglos  um  ihre  Aner-
kennung als Asylberechtigte nachge-
sucht. Ihr wurde nach erfolglosem Asyl-
verfahren im Hinblick darauf, dass sei-
tens der Ausländerbehörde davon aus-
gegangen wurde, dass es sich um staa-
tenlose Kurden aus dem Libanon han-
delt, zunächst die Duldung und später
die Aufenthaltsbefugnis erteilt und ver-

S 14/325

S 15/66

S 15/126

Reduzierung  von  Dachüberstän-
den

Umbau einer Eingangsanlage

Beschwerde gegen ein Räumungs-
verlangen

Es ist eine befriedigende Lösung erzielt
worden.

Der Umbau ist erfolgt; eine neue Schließ-
anlage  mit  einem  automatischen  Tür-
öffner wurde eingebaut.

Es ist eine zufriedenstellende Lösung
erzielt worden.

S 15/121

S 15/136

Belästigungen  durch  einen  Wert-
stoffsammelplatz

Aufenthaltsregelung
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Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

Der Ausschuss bittet mehrheitlich, folgende Eingaben für erledigt zu erklären,
da sie nicht abhilfefähig sind:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

längert.  Nachdem  nunmehr  feststeht,
dass die Annahme hinsichtlich der Staa-
tenlosigkeit  und  des  Herkunftslandes
unzutreffend ist und es sich bei der Fa-
milie  um  türkische  Staatsangehörige
handelt, wurde die Aufenthaltsbefugnis
nicht mehr verlängert. Diese Feststel-
lungen und die daraus resultierenden
rechtlichen Bewertungen sind vom Ver-
waltungsgericht und vom Oberverwal-
tungsgericht Bremen bestätigt worden.
Damit besteht für die Eheleute und ihre
zwei  minderjährigen  Kinder  die  Ver-
pflichtung zum Verlassen der Bundes-
republik Deutschland.

S 15/119

S 15/128

Aufenthaltsgewährung für die Zeit
eines Praktikums

Gewährung eines Bleiberechts

Der in der Petition genannte anwaltlich
vertretene  47  Jahre  alte  Staatsbürger
aus Kamerun hält sich seit zwölf Jahren
zu Ausbildungszwecken in der Bundes-
republik Deutschland auf. Nachdem er
zunächst eine Aufenthaltserlaubnis für
die Absolvierung eines Deutschkurses
beim Goethe-Institut in Bremen erhal-
ten hatte, erhielt er anschließend eine
Aufenthaltsbewilligung zur Teilnahme
an  einem  Elektrikermeister-Lehrgang
im Berufsförderungszentrum der Hand-
werkskammer Bremen und zur Vorbe-
reitung auf die Meisterprüfung im Elek-
troinstallateur-Handwerk. Nachdem er
diese Meisterprüfung abgelegt hat, be-
antragt er nunmehr eine weitere Auf-
enthaltsbewilligung nach § 28 AuslG,
um ein Praktikum bei der Stahlwerke
GmbH zu absolvieren.
Dieses Anliegen stellt – auch nach Auf-
fassung des Verwaltungsgerichts Bre-
men – einen Wechsel des Aufenthalts-
zweckes dar, für den er keine neue bzw.
weitere  Aufenthaltsbewilligung  erhal-
ten  kann.  Wenn  die  Bundesrepublik
Deutschland  Ausländern  zu  Ausbil-
dungszwecken den Aufenthalt im Bun-
desgebiet erlaubt, so geschieht dies un-
ter  dem  Gesichtspunkt  der  Entwick-
lungshilfe.  Der  Ausländer  soll  in  die-
sen Fällen dann seine Ausbildung zü-
gig durchführen und nach abgeschlos-
sener Ausbildung in sein Heimatland
zurückkehren,  um  dort  beim  Aufbau
des Staates und der Gesellschaft an ent-
scheidungserheblicher Stelle mitzuwir-
ken.  Eine  unverhältnismäßig  lange
Ausbildung bzw. eine von dem Auslän-
der nicht mehr akzeptierte Rückkehr in
sein Heimatland würde den entwick-
lungspolitischen Belangen zuwider lau-
fen. Von daher kann eine Ergänzungs-
ausbildung bzw. ein Ausbildungswech-
sel seitens des Ausländers nicht akzep-
tiert werden.

Der in der Petition genannte anwaltlich
vertretene  47  Jahre  alte  Staatsbürger
aus Kamerun hält sich seit zwölf Jahren
zu Ausbildungszwecken in der Bundes-
republik Deutschland auf. Nachdem er
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Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

Wegen des Wohnsitzes des in der Peti-
tion genannten Spätaussiedlers in Bre-
merhaven  ist  die  entsprechende  Zu-
ständigkeit gegeben.

Der Ausschuss bittet, folgende Eingabe zuständigkeitshalber an die Stadtverord-
netenversammlung der Seestadt Bremerhaven weiterzuleiten:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

zunächst eine Aufenthaltserlaubnis für
die Absolvierung eines Deutschkurses
beim Goethe-Institut in Bremen erhal-
ten hatte, erhielt er anschließend eine
Aufenthaltsbewilligung zur Teilnahme
an einem Elektrikermeister-Lehrgang
im Berufsförderungszentrum der Hand-
werkskammer Bremen und zur Vorbe-
reitung auf die Meisterprüfung im Elek-
troinstallateur-Handwerk. Nachdem er
diese Meisterprüfung abgelegt hat, be-
antragt er nunmehr eine weitere Auf-
enthaltsbewilligung nach § 28 AuslG,
um ein Praktikum bei der Stahlwerke
GmbH zu absolvieren.
Dieses Anliegen stellt – auch nach Auf-
fassung des Verwaltungsgerichts Bre-
men – einen Wechsel des Aufenthalts-
zweckes dar, für den er keine neue bzw.
weitere  Aufenthaltsbewilligung  erhal-
ten  kann.  Wenn  die  Bundesrepublik
Deutschland  Ausländern  zu  Ausbil-
dungszwecken den Aufenthalt im Bun-
desgebiet erlaubt, so geschieht dies un-
ter  dem  Gesichtspunkt  der  Entwick-
lungshilfe. Der Ausländer soll in die-
sen Fällen dann seine Ausbildung zü-
gig durchführen und nach abgeschlos-
sener Ausbildung in sein Heimatland
zurückkehren, um dort beim Aufbau
des Staates und der Gesellschaft an ent-
scheidungserheblicher Stelle mitzuwir-
ken.  Eine  unverhältnismäßig  lange
Ausbildung bzw. eine von dem Auslän-
der nicht mehr akzeptierte Rückkehr in
sein  Heimatland  würde  den  entwick-
lungspolitischen Belangen zuwider lau-
fen. Von daher kann eine Ergänzungs-
ausbildung bzw. ein Ausbildungswech-
sel seitens des Ausländers nicht akzep-
tiert werden.

S 15/145 Passrückgabe


